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zur Verlängerung des Abkommens vom 9. April 1995 
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zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 

vom Einkommen und vom Vermögen 

und zur Belebung der wirtschaftlichen Beziehungen 


A. Problem und Ziel 

Das Abkommen vom 9. April 1995 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Arabischen Emiraten zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen und zur Belebung der wirtschaftlichen 
Beziehungen ist am 10. August 2006 außer Kraft getreten. In der Ver- 
handlungsrunde im Juni 2006 konnte mit den Vereinigten Arabischen 
Emiraten ein neues Abkommen nicht vereinbart werden. Aus Gründen 
der außenpolitischen Rücksichtnahme auf das besondere bilaterale 
Verhältnis und im Hinblick auf die Unternehmensteuerreform 2008 
wurde vereinbart, dass das Abkommen für eine Übergangszeit von 
zwei Jahren bis zum 9. August 2008 verlängert wird. Den Vereinigten 
Arabischen Emiraten ist deutlich gemacht worden, dass das Doppel- 
besteuerungsabkommen über die zwei Jahre hinaus nicht verlängert 
werden wird. 

Es ist beabsichtigt, ein neues Doppelbesteuerungsabkommen zügig 
zu verhandeln. 
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B. Lösung 

Das Protokoll vom 4. Juli 2006 verlängert das Abkommen vom 9. April 
1995 bis zum 9. August 2008. Durch das Vertragsgesetz sollen die 
Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für 
die Ratifikation des Protokolls geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine Auswirkungen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Berlin, - Februar 2007 


=U 2007 DE 


Sehr geehrter Herr Präsident, 


hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 4. Juli 2006 zur 
Verlängerung des Abkommens vom 9. April 1995 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten Arabischen Emiraten 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen und zur Belebung der wirtschaftlichen 
Beziehungen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 


Der Bundesrat hat in seiner 830. Sitzung am 16. Februar 2007 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 


Gesetz 

zu dem Protokoll vom 4. Juli 2006 
zur Verlängerung des Abkommens vom 9. April 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Arabischen Emiraten 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 
und zur Belebung der wirtschaftlichen Beziehungen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 4. Juli 2006 Unterzeichneten Protokoll zur Verlängerung des 
Abkommens vom 9. April 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Arabischen Emiraten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und zur Bele- 
bung der wirtschaftlichen Beziehungen wird zugestimmt. Das Protokoll wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 2 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen- 
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Protokoll nach seinem Artikel 2 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Protokoll verlängert die Bundesrepublik Deutschland aus außen- 
politischen Gründen und mit Rücksicht auf die Unternehmensteuerreform 2008 
das Abkommen vom 9. April 1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Arabischen Emiraten zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen und zur 
Belebung der wirtschaftlichen Beziehungen um zwei Jahre. In dieser Über- 
gangszeit soll ein neues Abkommen verhandelt werden. Nach dem bisherigen 
Rechtszustand ist das Abkommen am 1 0. August 2006 ausgelaufen. Die Verlän- 
gerung führt zu keinen Änderungen bei den Einnahmen aus den vom Abkom- 
men betroffenen Steuern von Bund, Ländern und Gemeinden. Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni- 
veau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Protokoll 

zur Verlängerung des Abkommens vom 9. April 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Arabischen Emiraten 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen und zur Belebung 
der wirtschaftlichen Beziehungen 


Protocol 

on the Extension of the Agreement of 9 April 1995 
between the Federal Republic of Germany 
and the United Arab Emirates 

for the Avoidance of Double Taxation with respect to Taxes on Income 
and Capital and for the Fostering 
of Economic Relations 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Vereinigten Arabischen Emirate - 

von dem Wunsch geleitet, das Abkommen vom 9. April 1995 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Arabischen Emiraten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermö- 
gen und zur Belebung der wirtschaftlichen Beziehungen um 
zwei Jahre zu verlängern und in dieser Zeit die notwendigen 
Anpassungen vorzunehmen - 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Das Abkommen vom 9. April 1995 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und den Vereinigten Arabischen Emiraten zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steu- 
ern vom Einkommen und vom Vermögen und zur Belebung der 
wirtschaftlichen Beziehungen wird um zwei Jahre bis zum 
9. August 2008 verlängert. 

Artikel 2 

Dieses Protokoll tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Vertrags- 
staaten einander notifiziert haben, dass die verfassungsrecht- 
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind, und 
entfaltet seine Wirkung dann ab dem Tag der Unterzeichnung. 
Maßgebend ist der Tag des Eingangs der letzten Notifikation. 


Geschehen zu Berlin am 4. Juli 2006, was dem 8. Dschumada 
II. 1427 H. entspricht, in zwei Urschriften, jede in deutscher, arabi- 
scher und englischer Sprache, wobei jeder Wortlaut verbindlich 
ist. Bei unterschiedlicher Auslegung des deutschen und des ara- 
bischen Wortlauts ist der englische Wortlaut maßgebend. 


The Federal Republic of Germany 
and 

the United Arab Emirates, 

desiring to extend the Agreement of 9 April 1995 between the 
Federal Republic of Germany and the United Arab Emirates for 
the Avoidance of Double Taxation with respect to Taxes on Inco- 
me and Capital and for the Fostering of Economic Relations by 
two years and to undertake the necessary adjustments during 
that period, 


have agreed as follows: 

Article 1 

The Agreement of 9 April 1995 between the Federal Republic 
of Germany and the United Arab Emirates for the Avoidance of 
Double Taxation with respect to Taxes on Income and Capital 
and for the Fostering of Economic Relations shall be extended 
by two years until 9 August 2008. 


Article 2 

This Protocol shall enter into force on the date on which the 
Contracting States have informed each other that the constitu- 
tional requirements for such entry into force have been fulfilled 
and shall then take effect on the date of signature thereof. The 
relevant date shall be the day on which the last notification was 
received. 

Done at Berlin on the 4 ,h day of July, 2006, corresponding to 
8 Jumaada II, 1427 AH in duplicate in the German, Arabic and 
English languages, all texts being authentic. In case of divergent 
interpretations of the German and Arabic texts, the English text 
shall prevail. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 

Georg Boomgaarden 

Für die Vereinigten Arabischen Emirate 
For the United Arab Emirates 


Almahmoud 
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Denkschrift zum Protokoll 
I. Allgemeines 

Das in Berlin am 4. Juli 2006 Unterzeichnete Protokoll zur 
Verlängerung des Abkommens vom 9. April 1995 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den Verei- 
nigten Arabischen Emiraten zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen und zur Belebung der wirt- 
schaftlichen Beziehungen (BGBl. 1996 II S. 518) verlän- 
gert das am 10. August 2006 außer Kraft getretene 
Abkommen bis zum 9. August 2008. Das Abkommen soll 
aus Gründen der außenpolitischen Rücksichtnahme auf 
das besondere bilaterale Verhältnis und im Hinblick auf 
die Ziele der Unternehmensteuerreform 2008 für eine 
Übergangszeit von zwei Jahren einmalig verlängert wer- 
den. Gegenüber den Vereinigten Arabischen Emiraten 
wurde deutlich gemacht, dass das Abkommen über die 
zwei Jahre hinaus nicht verlängert werden wird. Die 
Übergangszeit soll dazu genutzt werden, ein substantiell 
neues Abkommen zu erarbeiten, welches der Verbreite- 
rung und dem Schutz der Bemessungsgrundlage und 
damit den Zielen der Unternehmensteuerreform 2008 


und den fiskalischen Interessen der Sicherung des Steu- 
ersubstrates besser dient. Der Tatsache, dass in den Ver- 
einigten Arabischen Emiraten im Wesentlichen keine 
direkten Steuern erhoben werden, wird dabei besonders 
Rechnung zu tragen sein. Die diesbezüglichen Verhand- 
lungen sollen zügig geführt werden. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt, dass das Abkommen vom 
9. April 1995 um zwei Jahre bis zum 9. August 2008 ver- 
längert wird. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten des Protokolls. 
Hiernach tritt das Verlängerungsprotokoll an dem Tag in 
Kraft, an dem die Vertragsstaaten einander notifiziert 
haben, dass die verfassungsrechtlichen Voraussetzun- 
gen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Es ist ab dem 4. Juli 
2006 anzuwenden. 
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